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Die Wissenschaft als letzte Brücke
Nicht alle Kanäle sind gekappt – Tausende russische Studierende an deutschen Hochschulen – Akademischer Austausch weiter gewollt

Von Mareike Kürschner, RNZ Berlin

Berlin. Seit dem russischen Angriffs-
krieg auf die Ukraine hat Deutschland
fast alle Kanäle nach Russland gekappt.
– doch eben nur fast alle. Der letzte Draht
in die russische Zivilgesellschaft besteht
im Bereich der Wissenschaft. Im Win-
tersemester 2021/2022 waren laut Sta-
tistischem Bundesamt 10 739 russische
Studierende an deutschen Hochschulen
eingeschrieben.

Neue Zahlen, die die Zeit nach dem
Überfall abbilden, veröffentlicht das Amt
erst gegen Ende des Monats. Der Deut-
sche Akademische Austauschdienst
(DAAD) geht aber auf RNZ-Anfrage da-
von aus, dass sie gleich bleiben oder nur
leicht zurückgehen werden. Aktuelle
Zahlen der Ludwig-Maximilians-Uni-
versität (LMU) in München und der Hum-
boldt-Universität zu Berlin (HU) bestä-

tigen die Annahme: An der LMU stu-
dierten im Wintersemester 2019/20 417
russische Staatsangehörige, ein Jahr spä-
ter waren es 444, 2021/22 438 und im ver-
gangenen Wintersemester 430. Übliche
Schwankungen gebe es zwischen Win-
ter- und Sommersemester, wie die HU
angibt. Hier waren im Wintersemester
2022/23 424 russische Studierende im-
matrikuliert, im Sommer 2023 dann 402.

Den Zahlen zufolge scheint der Krieg
keinen oder wenn dann nur geringen Ein-
fluss auf russische Studierende zu ha-
ben. Der Kreml steht akademischen Auf-
enthalten in Deutschland offenbar nicht
prinzipiell im Wege. Der DAAD macht
deutlich, dass der Austausch von deut-
scher Seite auch weiterhin gewollt ist:
„Der DAAD hält als letzte Brücke für die
russische Zivilgesellschaft den Weg für
Studierende, Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler mit einem DAAD-Sti-

pendium an deutsche Hochschulen so
lange wie möglich offen.“ Die Förderung
besteht weiterhin: „Über diesen Weg
wurden im vergangenen Jahr 475 russi-
sche Studierende und Forschende mit
einem DAAD-Stipendium bei ihrem
Aufenthalt in Deutschland gefördert.“
Auch die DAAD-Außenstelle in Moskau
ist demnach weiterhin geöffnet und be-
rät Studierende, die an deutsche Hoch-
schulen kommen wollen. Studienaufent-
halte in Russland und Projekte an dor-
tigen Hochschulen werden allerdings
nicht mehr mit Stipendien gefördert.

Walter Rosenthal, Präsident der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK),
sagte auf Anfrage dazu: „Natürlich gibt
es auch Programme, um russische Stu-
dierende und Wissenschaftler:innen, die
ihr Land aus politische Gründen verlas-
sen und zum Beispiel nach Deutschland
auswandern möchten, zu unterstützen.“

Besondere Richtlinien für die Auf-
nahme russischer Studierender hierzu-
lande gibt es derweil nicht. Der DAAD er-
klärte darüber hinaus, dass es „keine
pauschalen Vorverurteilungen“ geben
dürfe, egal ob die Studierenden etwa aus
Russland, China, oder dem Iran kämen.
Der DAAD berate seine Mitgliedshoch-
schulen, damit sie individuell Chancen
und Risiken bei der Zusammenarbeit mit
Partnerhochschulen aus autoritär re-
gierten Ländern besser abwägen können.
Am Ende entscheiden ohnehin die deut-
schen Behörden über die Visaanträge –
und damit darüber, wer nach Deutsch-
land kommen darf. Bei Ländern mit be-
stehendem Sanktionsregime, wie etwa
Russland, erfolgt durch die offiziellen
Stellen laut DAAD auch eine Prüfung
hinsichtlich der sanktionierten Bereiche
oder Themen. Somit soll etwa Spionage
verhindert werden.

NACHRICHTEN

Faeser gegen zusätzliche Kontrollen
Mit der Forderung
nach zusätzlichen
Grenzkontrollen
beißen die Polizei-
gewerkschaften
und Politiker der
Union bei Innen-
ministerin Nancy
Faeser (SPD, Foto:
dpa) auf Granit. Zu
dem Vorstoß einer

Berliner Parteikollegin für einen neuen
Mechanismus zur Verteilung von
Flüchtlingen innerhalb Deutschlands
will sich ihr Ministerium nicht positio-
nieren und verweist auf die Länder.

Bürger fühlen sich nicht verstanden
Die Politiker auf Bundesebene haben
nach Ansicht der Bundesbürger keine
Ahnung vom Alltag der Menschen. In
einer am Dienstag veröffentlichten
Forsa-Umfrage des Magazins „Stern“
gaben 83 Prozent der Befragten an, die
meisten Bundespolitiker wüssten
nicht, was die Bürger im Alltag be-
wegt. Vor einem Jahr lag der Wert
demnach noch bei 77 Prozent.

Protestaktion vor dem Kölner Dom

Aus Protest gegen Missbrauchsfälle in
der katholischen Kirche hat der Ak-
tionskünstler Dennis Josef Meseg am
Dienstag vor dem Kölner Dom eine In-
stallation aus 333 Schaufensterpup-
pen (F.: epd) aufgestellt. Sie sollen auf
den Dom deutende Kinder symboli-
sieren, erklärte der Künstler auf sei-
ner Internetseite. Anlass ist der am
Dienstag in Lissabon gestartete Welt-
jugendtag der katholischen Kirche.

Religiöse Unruhen in Indien
Bei religiösen Auseinandersetzungen
in Nordindien sind laut Polizeianga-
ben vier Menschen getötet und mehr
als zwei Dutzend verletzt worden. Zu
den Zusammenstößen kam es dem-
nach Montag im Bezirk Nuh, als rech-
te Hindu-Gruppen, die der Regie-
rungspartei von Premierminister Na-
rendra Modi nahestehen, in einer Pro-
zession zu einem Tempel durch mehr-
heitlich muslimisches Gebiet zogen.

Migranten als „Ungeziefer“?
Der CSU-Politiker Peter Ramsauer löst mit seinem Vergleich einen Sturm der Entrüstung aus

München/Berlin. (dpa) Der frühere Bun-
desverkehrsminister Peter Ramsauer
steht nach einer extrem abwertenden
AussageüberMigranten inderKritik.Der
CSU-Politiker hatte in einem Interview
mit dem Magazin „Mittelstand Digital“
des Bunds der Selbständigen Nordrhein-
Westfalen und der Bundesvereinigung
Mittelständischer Unternehmer davor
gewarnt, dass bei der unkontrollierten
Einwanderung auch die Gefahr bestehe,
dass „Ungeziefer“ ins Land komme.

Aus der Linkspartei kamen sofort
Forderungen, Ramsauer müsse sein Bun-
destagsmandat wegen der „lupenreinen
Volksverhetzung“ zurückgeben oder die
Union ihn aus der Fraktion ausschlie-
ßen. Auch in den sozialen Netzwerken
wird heftig über die Aussage gestritten.

Ramsauer verwies bei einer Frage zur
Fachkräfteeinwanderung auf eine Aus-
sage des früheren chinesischen Macht-
habers Deng Xiaoping: „’Wenn man die
Fenster zu weit aufmacht, kommt auch
viel Ungeziefer mit rein’. Das heißt –
übertragen auf die Einwanderungspro-
blematik –, dass wir aufpassen müssen,
dass wir neben den Fachkräften nicht
auch x-beliebige Wirtschaftsflüchtlinge
mit ins Land holen.“

Mit der Aussage hatte Ramsauer eine
Welle der Empörung ausgelöst, in der Fol-
ge war der entsprechende Passus wieder

aus dem Interview verschwunden, das Ma-
gazin jedoch nicht erreichbar. Ramsauer
selbst bemühte sich in der „Frankfurter
Allgemeinen Zeitung“ um Schadensbe-
grenzung: Das Zitat von Xiaoping sei (...)
war nicht zur Veröffentlichung gedacht“,
zitiert die Zeitung den 69-Jährigen. „Ich
würde auch niemals einen solchen entwür-
digenden Vergleich mit zugewanderten
FachkräftenoderMigrantenmachen.“

Im restlichen Interview wetterte
Ramsauer mit ungewohnt harten Worten
über die Regierungszeit von Ex-Kanzle-
rin Angela Merkel (CDU): „Der Atom-
energieausstieg gehört wie die Flücht-
lingspolitik zu den katastrophalsten
politischen Fehlern der damaligen Bun-
deskanzlerin. Nicht ohne Grund sage ich

den AfD-Parlamentariern, dass sie Mer-
kel ein Denkmal setzen müssten, weil die
AfD ihre parlamentarische Existenz aus-
schließlich der Politik von Angela Mer-
kel zu verdanken hat.“

Mit Blick auf das Asylrecht forderte
Ramsauer eine massive Beschränkung der
Zuwanderung direkt an den EU-Außen-
grenzen und weniger finanzielle Hilfen für
Asylbewerber. Die Gemeinden in Deutsch-
land seien längst mit der Aufnahme der
Menschen überfordert. „Diese unselige
Entwicklung in Deutschland haben wir
ausschließlich Angela Merkel zu verdan-
ken“, so Ramsauer. Er selbst habe „vollstes
Verständnis für Ungarns Ministerpräsi-
denten Orbán, aber auch für die Polen, die
eigenständig entscheiden wollen, wer in ihr
Landkommendarfundwernicht“.

Von der Union erwarte er wieder eine
klarere Benennung der Missstände: „Lei-
der haben wir in der Union vielfach Angst
davor, etwas zu sagen, was von der linken
Seite als unsagbar definiert wird. Des-
halb müssen wir viel deutlicher werden
und dürfen keine Angst davor haben, in
die rechte Ecke gestellt zu werden“, so
Ramsauer. Hubert Aiwanger mache das
mit seinen Freien Wählern in Bayern ganz
geschickt: „Er spricht vor allem die Pro-
testwähler an und verhindert durch seine
Politik, dass diese AfD wählen. Aiwanger
macht den neuen Franz Josef Strauß.“

So gesagt, aber nicht als Zitat freigegebe-
nen: Peter Ramsauer verteidigt sich. Foto: dpa

Suu Kyi wird
begnadigt – teilweise

Myanmar: Haftstrafe der Oppositionspolitikerin wird reduziert

Von Athens Zaw Zaw

Yangon. Zweieinhalb Jahre nach der
Festnahme von Aung San Suu Kyi in My-
anmar hat die Militärjunta eine teilweise
Begnadigung der früheren Freiheitsiko-
ne angekündigt. Damit würden die Haft-
strafen der 78-Jährigen sowie des frü-
heren Präsidenten Win Myint im Rah-
men einer Massenamnestie reduziert,
teilten die Generäle am Dienstag mit. Es
handele sich aber nicht um eine kom-
plette Begnadigung, berichtete die Nach-
richtenseite Myanmar Now. Ob die bei-
den Politiker dennoch freikommen, war
zunächst unklar.

Nach dem Putsch vom 1. Februar 2021
hatte das Militär die demokratisch ge-
wählte De-facto-Regie-
rungschefin Suu Kyi ent-
machtet und festgenom-
men. Später verurteilte ein
von der Junta kontrollier-
tes Gericht sie wegen
zahlreicher angeblicher
Verbrechen zu insgesamt 33 Jahren Haft.
Win Myint war zu einer zwölfjährigen
Gefängnisstrafe verurteilt worden.

Suu Kyis Strafe sei um sechs Jahre ver-
ringert worden, Win Myints Strafe um vier
Jahre, sagte eine Suu Kyi nahestehende
Quelle, die anonym bleiben wollte. Spe-
ziell wurden bei der Politikerin die Haft-
strafen für die Verurteilungen wegen an-
geblicher Verstöße gegen die Import- und
Exportgesetze des Landes sowie gegen die
Regeln während der Corona-Pandemie
reduziert. Die schwersten Vorwürfe, et-
wa wegen Korruption, bleiben den An-
gaben zufolge weiter bestehen.

Die Junta wolle damit von der aktu-
ellen schweren Krise in Myanmar ab-
lenken, erklärte ein Experte eines poli-
tischen Forschungsinstituts in dem Kri-
senland, der ebenfalls um Anonymität
bat. „Das Militär versucht damit, den

internationalen Druck und die Wut der
Zivilbevölkerung vor Ort zu dämpfen. Es
wird interessant sein, wie die Junta mit
Aung San Suu Kyi in dieser Krise weiter
umgehen wird.“

Schon seit vergangener Woche gab es
Bewegung in dem Fall: Die Friedensno-
belpreisträgerin von 1991 war überra-
schend von der Einzelhaft im Gefängnis
in ein Regierungsgebäude verlegt wor-
den. Zuvor hatte es über zwei Jahre lang
kaum Informationen über ihre genauen
Haftbedingungen und ihren Zustand ge-
geben. Ihre Anwälte waren mit einem öf-
fentlichen Redeverbot belegt worden.

Thailands Außenminister Don Pra-
mudwinai hatte vor wenigen Wochen mit-
geteilt, er habe Suu Kyi im Gefängnis tref-

fen können. Er war der ers-
te ausländische Vertreter,
dem es gestattet wurde, die
Politikerin zu besuchen.
Details über das Gespräch
wurden nicht bekannt.

Am Montag hatte die
Junta den Ausnahmezustand für weitere
sechs Monate verlängert. Dies sei auf-
grund der instabilen Lage in dem süd-
ostasiatischen Land nötig, hatten die Ge-
neräle betont. Der Ausnahmezustand
wurde erstmals nach dem Umsturz ver-
hängt und seither mehrfach verlängert.

Seit dem Coup versinkt das frühere
Birma in Chaos und Gewalt. Die Junta
unterdrückt Widerstand mit brutaler
Gewalt. International ist Myanmar fast
völlig isoliert.

BeiderMassenamnestieanlässlicheines
hohen buddhistischen Feiertages sollten
am Dienstag laut Junta über 7700 Häft-
linge begnadigt werden. Gegen Mittag
(Ortszeit) hätten erste Busse das für seine
Foltermethoden bekannte Insein-Gefäng-
nis in Yangon verlassen, sagten Augen-
zeugen. Tausende Menschen warteten vor
den Haftanstalten auf Angehörige.

Junta reagiert
wohl auf Druck

Lange Zeit galt Aung San Suu Kyi als Hoffnungsträgerin, 2016 wurde die Oppositionspoliti-
kerin und Friedensnobelpreisträgerin zur Regierungschefin gewählt. Nach einem Militär-
putsch 2021 wurde sie abgesetzt, verhaftet und zu 33 Jahren Gefängnis verurteilt. Foto: AFP

Parteien erhalten
mehr Spenden

Populisten liegen vorne

Berlin. (dpa/AFP) Die im Bundestag ver-
tretenen Parteien erhalten wieder mehr
Großspenden von Unternehmen, Ver-
bänden und Einzelpersonen. Für das ers-
te Halbjahr 2023 weist der Deutsche Bun-
destag für SPD, CDU, Grüne, FDP und
AfD Einnahmen von insgesamt 994 444
Euro aus – mehr als doppelt so viel wie
im Vorjahreszeitraum. Im gesamten Jahr
2022 hatten die Einnahmen rund 1,21
Millionen Euro betragen. Großspenden
sind Zuwendungen ab 50 000 Euro.

Die bislang größte Einzelspende in
diesem Jahr beläuft sich auf 265 050 Euro
und ging an die AfD. Sie stammt laut Bun-
destagsunterlagen von dem Weimarer In-
genieur und Unternehmer Hartmut Iss-
mer. Mit deutlichem Abstand folgen drei
Einzelspenden von je 100 000 Euro an
Grüne, CDU und FDP. Die CDU bekam
diese Großspende von der Deutschen Ver-
mögensberatung AG. Die 100 000 Euro für
die FDP kamen von dem Beratungsunter-
nehmen Christ&Company, das von Ha-
rald Christ geleitet wird; er war bis vor
zwei Jahren Bundesschatzmeister der
FDP. Die 100 000 Euro, die an die Grü-
nen gingen, stammen von dem Berliner In-
vestment-Unternehmer Jochen Wermuth.

Keine Großspenden erhielten die CSU
und die Linkspartei. Die Linke lehnt
Spenden von Konzernen und Unterneh-
men aus Prinzip ab.

Nicht in den genannten Zahlen be-
rücksichtigt ist der Südschleswigsche
Wählerverband, die Partei der dänischen
Minderheit in Schleswig-Holstein. Sie ist
ein Sonderfall, weil sie Zuwendungen
vom dänischen Kulturministerium er-
hält, die ebenfalls als Großspenden ver-
zeichnet werden. Im ersten Halbjahr die-
sen Jahres waren es knapp 389 000 Euro.

Zusammengerechnet lag die CDU in
den ersten sieben Monate dieses Jahres
auf Platz eins der Spenden-Empfänger –
mit rund 316 000 Euro. Es folgten die AfD
(265 050 Euro), die FDP (206 000 Euro),
die Grünen (201 000), die SPD (10 500
Euro) und die CSU (84 000 Euro).

Einigung
mit Kroatien

Ukraine liefert Getreide per Zug

Kiew. (dpa) Die Ukraine hat nach eige-
nen Angaben eine Einigung mit Kroatien
über die Ausfuhr ihres Getreides über
Häfen an der Adria erzielt. Die Agrar-
güter sollen über die Donau nach Kroa-
tien verschifft werden, teilte das Außen-
ministerium in Kiew mit. Anschließend
sollen die Fracht per Eisenbahn an die
Adriaküste gebracht werden. Welche Ex-
portmengen damit erreicht werden kön-
nen, wurde nicht mitgeteilt. Damit will
das Land eine Blockade durch Russland
im Schwarzen Meer umgehen, nachdem
Moskau Mitte Juli das unter Vermittlung
der Vereinten Nationen und der Türkei
geschlossene Abkommen zur Verschif-
fung des Getreides aufgekündigt hatte.

Das russische Militär hatte zuletzt
ukrainische Seehäfen um Odessa und die
Donauhäfen angegriffen. Dem ukraini-
schen Außenministerium zufolge sind da-
bei 180 000 Tonnen Getreide vernichtet
worden. Zudem blockiert die russische
Flotte die Zufahrt zur ukrainischen Küs-
te. Kiew versucht zwar über die EU die
Ausfuhr auf dem Landweg zu erhöhen, je-
doch behindern mehrere Nachbarstaaten
wie Polen auch diesen Transportweg. Vie-
le Bauern in der EU befürchten einen
Preisverfall, sollte das ukrainische Ge-
treide auf den Markt gelangen.


